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nale Sonderförderungsaktion Oberösterreich" 

Ihre Fragen beehre ich mich, wie folgt zu beantworten: 

Zu Frage 1: 

Im Rahmen der gemeinsamen regionalen Sonderförderungsaktion Ober­
österreich wurden bis 31.12.1986 Förderungszusagen mit einem Förde~ 
rungsvolumen von insgesamt 77,2 Mio. S erteilt, wovon je 38,6Mio.S 
auf den Bund und das Land Oberösterreich entfallen. 

Von dem auf den Bund entfallenden Betrag gelangt~n insgesamt 
20,5 Mio. S (1985: 6,45 Mio. S, 1986: 11,341 Mio. S, 1987 bis 
31.5.: 2,711 Mio. S) zur Auszahlung. 

Von den auf den Bund entfallenden noch offenen Förderungsver­
pflichtungen von insgesamt 18,1 Mio. S werden im Laufe des Jahres 
1987 voraussichtlich noch weitere 7,1 Mio. S zur Anweisung fällig 
werden. 

Die für die Sonderförderungsaktion Oberösterreich im Bundesvoran­
schlag 1987 enthaltenen virementfähigen Ansätze 1/65255 und 65256 
weisen eine Bedeckung von insgesamt 7,42 Mio. S aus. Nach Abzug der 
im Jahre 1987 getätigten Auszahlungen in der Höhe von 2,711 Mio. S 
steht ein Restbetrag von 4,709 Mio. S zur Verfügung. 
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Der aus dem Restbetrag nicht gedeckte Betrag von rund 2,4 Mio. S 
wird aufgrund der geringen Dotierung im Bundesvoranschlag 1987 aus 
den entsprechenden Ansätzen im Bundesvoranschlag 1988 zu bedecken 
sein. 

Zu Frage 2: 

Der oberösterreichischen Landesregierung ist am 12. November 1986 
ein Schreiben meines Ressorts zugegangen, in welchem Vorschläge zur 
Verbesserung der gemeinsamen Regionalförderung für oberösterr. Pro­
blemgebiete übermittelt wurden. Diese Vorschläge sehen u.a. eine 
Reduktion der Mindestvoraussetzungen vor, um auch weniger kapital­
intensiven Klein- und Mittelbetrieben z.B. des MUhlviertels, di~ 

Möglichkeit der Förderung einzuräumen. 

Nachdem die oberösterr. Landesregierung auf diese Vorschläge -
trotz neuerlichen Ersuchens um Stellungnahme vo~ 31. März d.J. -
bis heute nicht reagiert hat, muß ich davon ausgehen, daß die 
oberösterr. Landesregierung die vorgelegten Vorschlage abgelehnt 
hat. 

am 30. Juni 1987 
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